
Rund 90.000 angehende
Handwerks- und Industrie-
meister, Fachkaufleute, Tech-
niker und Betriebswirte so-
wie Anwärter auf vergleich-
bare Abschlüsse im Gesund-
heitswesen und im sozial-
pädagogischen Bereich erhal-
ten künftig für die Vorberei-
tung auf ihren Fortbildungs-
abschluß staatliche Förde-
rung. Alleinstehende Teilneh-
mer an Vollzeitmaßnahmen
erhalten ab 1. Januar 1996 bis
zu 1.045 DM monatlich für
den Lebensunterhalt. Verhei-
ratete werden mit bis zu
1.465 DM gefördert, pro
Kind gibt es weitere 250 DM
mehr.

In vielen kleineren und
mittleren Betrieben steht bis
zur Jahrtausendwende ein Ge-
nerationswechsel an. Hierfür,
aber auch für die Entwicklung
neuer Produkte und Verfahren
in Fertigung und Dienstlei-
stung, sind in hoher Anzahl
qualifizierte, innovative so-
wie leistungs-und risikobe-
reite Nachwuchskräfte erfor-
derlich. Dieser Nachwuchs
soll langfristig gesichert wer-
den. Im Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz
(AFBG) wird erstmalig die
Förderung von Meisterkursen
und anderen vorbereitenden
Lehrgängen umfassend gere-
gelt. Die Teilnehmer haben
einen Rechtsanspruch auf die-
se Förderung. Die neue staat-
liche Hilfe stärkt die Attrakti-
vität der beruflichen Bildung
insgesamt und trägt zur
Gleichwertigkeit von allge-
meiner und beruflicher Bil-
dung bei.

Das häufig als „Meister-
BAföG“ bezeichnete Gesetz
ist auf die Lebenssituation
von jungen Erwachsenen zu-
geschnitten, die in der Regel
bereits seit längerer Zeit auf
eigenen Füßen stehen. Der
Verheiratetenzuschlag von
420 DM und die kindbezoge-
ne Komponente sollen jun-
gen Familien helfen, die Zeit
einer Vollzeitfortbildung zu
überbrücken.

Die tatsächliche Höhe der
Förderung ist abhängig vom
Einkommen und Vermögen

des Teilnehmers und ggf. sei-
nes Ehegatten. Bis zu 373
DM werden als Zuschuß ge-
leistet, der Rest wird über ein
zinsgünstiges Darlehen der
Deutschen Ausgleichsbank
finanziert. Auch zur Finan-
zierung der Lehrgangs und
Prüfungsgebühren ist bis zu
einer Gesamthöhe von
20.000 DM ein Bankdarlehen
vorgesehen. Während der
Fortbildung und anschließen-
der Karenzzeit von zwei Jah-
ren übernimmt der Staat die
Zinslast, für den Empfänger
ist das Darlehen in dieser Zeit
zins- und tilgungsfrei. Da-
nach muß es innerhalb von
zehn Jahren mit einer monat-
lichen Mindestrate von 250
DM zurückgezahlt werden.

Der variable Zinssatz be-
trägt gegenwärtig rund sechs
Prozent. Die Darlehensemp-
fänger können sich jedoch
auch für einen Festzins ent-
scheiden, der derzeit mit ca.
8,5 Prozent ebenfalls erheb-
lich unter dem Zinsniveau
von elf bis zwölf Prozent für
Verbraucherkredite liegt. Je-
der soll frei entscheiden kön-
nen, ob und in welcher Höhe
er das Darlehen in Anspruch
nehmen möchte. Existenz-
gründer erhalten einen Darle-
henserIaß in Höhe der Hälfte
des auf die Lehrgangs-und
Prüfungsgebühren entfallen-
den Darlehens. Voraussetzung
ist, daß sie am Ende des Grün-
dungsjahres mindestens zwei
Personen wenigstens vier Mo-
nate lang beschäftigen.

Die Fortbildungsmaßnah-
men müssen auf einem aner-
kannten Ausbildungsberuf
aufbauen und wenigstens 500
Unterrichtsstunden umfassen,
bei Vollzeitmaßnahmen ist
zusätzlich eine Mindestdauer
von sechs Monaten vorgese-
hen. Der angestrebte Ab-
schluß muß bundes-oder lan-
desrechtlich oder in Bestim-
mungen einer zuständigen
Stelle – z. B. einer Kammer –
nach dem Berufsbildungsge-
setz oder der Handwerksord-
nung geregelt sein. Gefördert
wird auch die Teilnahme an
geeigneten Fernunterrichts-
lehrgängen. ❑
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Rüttgers: „Meister-Bafög“ ab 1996 
sichert Fachkräfte-Nachwuchs


